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Liebe Mitglieder, liebe Interessierte,

m Fokus dieser Ausgabe unseres Magazins stehen die Bedarfe und Rechte besonders vulnerabler geflüchteter 
Menschen. Laut der sogenannten EU-Aufnahmerichtlinie sind die Mitgliedsstaaten dazu verpflichtet, geflüch-

tete Menschen mit besonderem Schutzbedarf zu identifizieren und ihren Bedürfnissen bei der Aufnahme und 
während der gesamten Dauer des Asylverfahrens Rechnung zu tragen. Als besonders schutzbedürftig gelten unter 
anderem (unbegleitete) Minderjährige, Menschen mit Behinderung, Menschen mit schweren körperlichen oder 
psychischen Erkrankungen, Schwangere, Alleinerziehende, ältere Menschen sowie LSBTI*-Personen. 

Einen Überblick über die mit dieser Schutzbedürftigkeit einhergehenden besonderen Rechte erhalten Sie in dem 
Artikel »Geflüchtete Menschen mit besonderem Schutzbedarf«. Leider wurde die EU-Aufnahmerichtlinie in 
Deutschland bis heute nicht vollständig umgesetzt. So fehlt es zum Beispiel zehn Jahre nach Erlass der Richtlinie 
noch immer an einem bundesweiten Konzept zur Identifizierung besonderer Bedarfe von Geflüchteten. 

Es gibt allerdings auch gute Nachrichten mit Blick auf die Rechte besonders Schutzbedürftiger: Über Jahre hin-

weg wurden Asylanträge von LSBTI*-Geflüchteten mit Rückgriff auf das sogenannte Diskretionsgebot abgelehnt. 
Dieser gegen EU-Recht verstoßenden Entscheidungspraxis wurde nun endlich ein Ende gesetzt. Mehr dazu erfah-

ren Sie in dem Artikel »Was ist eigentlich… das Diskretionsgebot?«. 

Im Rahmen juristischer Diskussionen um den Begriff der besonderen Schutzbedürftigkeit finden tatsächliche 
Lebensrealitäten und individuelle Schicksale selten Platz. Was es bedeuten kann, als schwuler junger Mensch aus 
Nigeria über Italien nach Deutschland zu fliehen, erfahren Sie in dem englischsprachigen Interview »Either you 
go to jail for 14 years or you need to run away from the country« . 

Seit Beginn letzten Jahres setzt der Flüchtlingsrat mit dem Projekt »Perspektive durch Partizipation« in der Be-

ratungs- und Fortbildungsarbeit einen inhaltlichen Schwerpunkt auf die Rechte besonders schutzbedürftiger 
Geflüchteter. Weitere Informationen über unser Projekt finden Sie in dem Artikel »Ein Jahr Perspektive durch 
Partizipation«. 

Die Kategorie »Schutzbedürftigkeit« spiegelt als »politisches Etikett« unumgänglich die Interessen, Werte und 
Urteile derer wider, die sie vergeben haben. Den damit Versehenen wird wenig Möglichkeit der Partizipation ge-

boten. Es ist daher fundamental niemanden pauschal in eine Opferrolle zu zwängen: Hinter jeder als besonders 
schutzbedürftig kategorisierten Person steht ein einzigartiger Mensch mit ganz individuellen Bedürfnissen aber 
auch mit Stärken und Schwächen wie wir sie alle haben. 

Ich wünsche Ihnen eine spannende Lektüre und alles Gute für Ihr Engagement,

Meike Olszak
Leitung der Geschäftsstelle
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liebe über grenzen

Verband binationaler Familien 
und Partnerschaften: Neue 
Regionalgruppe in Stuttgart 

1972 wurde der Verband gegründet und arbeitet seitdem bundesweit in 24 Städten mit haupt- 
und ehrenamtlichen Mitarbeitenden. Zu den Angeboten gehören unter anderem Beratung, 
Projekte sowie Veranstaltungen. Auch formuliert der Verband laufend Forderungen an die 
Politik. Aktuell: »Die Abschaffung des Sprachnachweises A1 vor der Einreise«. Die Online-
Gruppe LieBe-üBer-grenzen des Verbandes verfasste hierzu ein Forderungspapier an die Am-
pelkoalition, welches von zahlreichen Organisationen sowie Personen aus der Wissenschaft 
mitunterzeichnet wurde. 

von claudia merkt 

& stefanie ceesay

er Verband binationaler Familien und Partnerschaf-

ten iaf e. V. setzt sich aktiv für die Belange und Rech-

te von binationalen Paaren und Familien ein sowie 
für alle Menschen, die in interkulturellen Zusammen-

hängen in Deutschland leben. Es gibt bundesweit 
Beratung zu den Themen: Visaverfahren, Eheschlie-

ßung, Krisen- und Trennungssituationen, Antidiskri-
minierung, Mehrsprachigkeit sowie Einbürgerung.
1999 wurde die Kontaktstelle in Tübingen ins Le-

ben gerufen. Viele Jahre wurden regelmäßig Treffen 
für binationale Familien organisiert. Ausstellungen, 
Workshops und Vorträge wurden initiiert zum The-

ma Rassismus, »critical whiteness« oder Empower-

ment Workshops für Afro-deutsche Jugendliche und 
junge Erwachsene organisiert. 2022 konnte Manuela 
Ritz als Referentin für ein Sensibilisierungsworkshop 
bezüglich des Umgangs mit Alltagsrassismus für El-
tern und Bezugspersonen von Kids of colour gewon-

nen werden. Aktuell gibt es in Tübingen regelmäßi-
ge Treffen für Familien: »Empowernde Treffen für 
Schwarze Kinder«, mit besonderem Programm für 
Kinder zwischen 4 und 9 Jahren.  
Seit August 2021 gibt es nun auch eine neue ehren-

amtliche Regionalgruppe in Stuttgart, die mit den 
bereits Aktiven in Tübingen sehr eng zusammen-

arbeitet. Die Engagierten bieten Möglichkeiten für 
Erfahrungsaustausch und vermitteln an die jeweiligen 

_D Stellen innerhalb des Bundesverbandes. Des Weite-

ren gibt es monatlich, in Kooperation mit Afrokids 
international e. V., ein »Treffen für Eltern und/
oder Bezugspersonen von Schwarzen Kindern« in 
Stuttgart, mit abwechslungsreichem Programm. 
Im April dieses Jahres ermöglichte die Gruppe eine 
Plattform für persönlichen Austausch und Begeg-

nung. Gemeinsam besuchten Mitglieder sowie In-

teressierte die Ausstellung »Liebe« im Haus der 
Geschichte Baden-Württemberg. Im Anschluss gab 
es Raum für Gespräche und Vernetzung. Die Stutt-

garter Gruppe freut sich über eine Kontaktaufnahme 
und neue Mitstreiter*innen, gerne auch aus anderen 
Teilen BaWü’s. Alle Informationen werden regelmä-

ßig über Rundmails geteilt. _

Eine Anmeldung ist unter stuttgart@verband-binatio-

naler.de möglich. 

Weitere Informationen finden sich 

unter: www.verband-binationaler.de

claudia merkt 
1. Vorsitzende der Regional-

gruppe Tübingen-Stuttgart

stefanie ceesay 
Vorstandsmitglied der 

Regionalgruppe Stuttgart
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Lange galt: Gambier*innen haben in Deutschland keine Bleibeperspektive. Doch mittlerweile sind nahe-
zu zwei Drittel der circa 16.000 gambischen Geflüchteten in Deutschland angekommen und haben oder 
bekommen ein Bleiberecht. In erster Linie durch enorme integrative Leistungen vieler Gambier und 
Gambierinnen bei Spracherwerb, Ausbildung und im Job. Aber auch durch die Unterstützung unzähliger 
haupt- und ehrenamtlicher Helfer*innen. Fast sechs Jahre lang hat auch das Gambia-Helfernetz mit 
Informationen, Vernetzung und Beratung speziell für die Situation von gambischen Geflüchteten zu den 
Erfolgsgeschichten beigetragen. Jetzt hat das Netzwerk seine Arbeit beendet.

von birgit hummler,  
kay bochmann-riess 

& christa lopatta

Trotz großer Hürden: 
Viele Geflüchtete aus 
Gambia haben es geschafft

gambia-helfernetz

ier Hände, die einander Halt geben. Zwei schwarze 
und zwei weiße. Die schwarzen gehören S. und L., 
zwei Gambiern, die lange in Breisach gelebt haben. 
Die weißen gehören Cornelie und Samuel vom Hel-
ferkreis Breisach. Aufgenommen wurde das Foto 
Mitte 2016 von dem syrischen Fotojournalisten Mi-
lad Adra, ebenfalls neu in Breisach beheimatet. 
Wir brauchten ein Symbol für die Online-Petition 
des Helferkreises Breisach »DIKTATUR IN GAM-

BIA – SCHIEBT FLÜCHTLINGE AUS DIESEM 
LAND NICHT AB«. Es wurde auch zum Symbol 
der landesweiten Gambia-Aktionswoche, die der 
Flüchtlingsrat Baden-Württemberg und der Hel-
ferkreis Breisach vom 3. bis 10. Dezember 2016 ge-

meinsam initiiert und durchgeführt haben. In dieser 

Woche fanden an mehr als 50 Orten in ganz Baden-
Württemberg Aktionen und Informationsveranstal-
tungen von Asyl-Helferkreisen statt. Eine breitere 
Öffentlichkeit erfuhr zum ersten Mal etwas über den 
bizarren Diktator des Landes, Yahya Jammeh, durch 
den das Land in Terror und Elend versank, über die 
bittere Armut und eines des übelsten Willkür-Syste-

me auf dem afrikanischen Kontinent. Wir erinnern 
uns noch gut: Mitten in dieser Aktionswoche fanden 
sogenannte Wahlen in Gambia statt. Und es geschah, 
was niemand – am allerwenigsten die Gambier*innen 
selbst – für möglich gehalten hätten: Diktator Jam-

meh verlor die Wahl.
Trotz dieser positiven Wendung war den gambischen 
Geflüchteten und ihren deutschen Unterstützer*in-
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